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Auszug aus dem Strafgesetzbuch (StGB)1 

 

§ 13 Begehen durch Unterlassen 

(1) Wer es unterläßt, einen Erfolg abzuwenden, der zum Tatbestand eines 

Strafgesetzes gehört, ist nach diesem Gesetz nur dann strafbar, wenn er 

rechtlich dafür einzustehen hat, daß der Erfolg nicht eintritt, und wenn das 

Unterlassen der Verwirklichung des gesetzlichen Tatbestandes durch ein Tun 

entspricht. 

(2) Die Strafe kann nach § 49 Abs. 1 gemildert werden. 

 

§ 38 Dauer der Freiheitsstrafe 

(1) Die Freiheitsstrafe ist zeitig, wenn das Gesetz nicht lebenslange Freiheits-

strafe androht. 

(2) Das Höchstmaß der zeitigen Freiheitsstrafe ist fünfzehn Jahre, ihr Min-

destmaß ein Monat. 

 

§ 39 Bemessung der Freiheitsstrafe 

Freiheitsstrafe unter einem Jahr wird nach vollen Wochen und Monaten, 

Freiheitsstrafe von längerer Dauer nach vollen Monaten und Jahren bemes-

sen. 

 

§ 40 Verhängung in Tagessätzen 

(1) Die Geldstrafe wird in Tagessätzen verhängt. Sie beträgt mindestens fünf 

und, wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt, höchstens dreihundertsech-

zig volle Tagessätze. 

 

                                                 
1  Ausfertigungsdatum: 15.05.1871. Stand: Neugefasst durch Bek. v. 

13.11.1998 I 3322; zuletzt geändert durch Gesetz v. 26.10.2007 I 

2523. 

(2) Die Höhe eines Tagessatzes bestimmt das Gericht unter Berücksichtigung 

der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters. Dabei geht es 

in der Regel von dem Nettoeinkommen aus, das der Täter durchschnittlich 

an einem Tag hat oder haben könnte. Ein Tagessatz wird auf mindestens 

einen und höchstens fünftausend Euro festgesetzt. 

(3) Die Einkünfte des Täters, sein Vermögen und andere Grundlagen für die 

Bemessung eines Tagessatzes können geschätzt werden. 

(4) In der Entscheidung werden Zahl und Höhe der Tagessätze angegeben. 

 

§ 41 Geldstrafe neben Freiheitsstrafe 

Hat der Täter sich durch die Tat bereichert oder zu bereichern versucht, so 

kann neben einer Freiheitsstrafe eine sonst nicht oder nur wahlweise ange-

drohte Geldstrafe verhängt werden, wenn dies auch unter Berücksichtigung 

der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters angebracht ist. 

Dies gilt nicht, wenn das Gericht nach § 43a eine Vermögensstrafe verhängt. 

 

§ 49 Besondere gesetzliche Milderungsgründe 

(1) Ist eine Milderung nach dieser Vorschrift vorgeschrieben oder zugelassen, 

so gilt für die Milderung folgendes:  

1. An die Stelle von lebenslanger Freiheitsstrafe tritt Freiheitsstrafe nicht 

unter drei Jahren. 

2. Bei zeitiger Freiheitsstrafe darf höchstens auf drei Viertel des angedrohten 

Höchstmaßes erkannt werden. 2Bei Geldstrafe gilt dasselbe für die Höchst-

zahl der Tagessätze. 

3. Das erhöhte Mindestmaß einer Freiheitsstrafe ermäßigt sich 

im Falle eines Mindestmaßes von zehn oder fünf Jahren auf zwei Jahre, 

im Falle eines Mindestmaßes von drei oder zwei Jahren auf sechs Monate, 

im Falle eines Mindestmaßes von einem Jahr auf drei Monate, 

im übrigen auf das gesetzliche Mindestmaß. 

(2) Darf das Gericht nach einem Gesetz, das auf diese Vorschrift verweist, die 

Strafe nach seinem Ermessen mildern, so kann es bis zum gesetzlichen Min-
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destmaß der angedrohten Strafe herabgehen oder statt auf Freiheitsstrafe auf 

Geldstrafe erkennen. 

 

§ 211 Mord 

(1) Der Mörder wird mit lebenslanger Freiheitsstrafe bestraft. 

(2) Mörder ist, wer  

aus Mordlust, zur Befriedigung des Geschlechtstriebs, aus Habgier oder 

sonst aus niedrigen Beweggründen,  

heimtückisch oder grausam oder mit gemeingefährlichen Mitteln oder  

um eine andere Straftat zu ermöglichen oder zu verdecken,  

einen Menschen tötet. 

 

§ 212 Totschlag 

(1) Wer einen Menschen tötet, ohne Mörder zu sein, wird als Totschläger 

mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist auf lebenslange Freiheitsstrafe zu erken-

nen. 

 

§ 213 Minder schwerer Fall des Totschlags 

War der Totschläger ohne eigene Schuld durch eine ihm oder einem Ange-

hörigen zugefügte Mißhandlung oder schwere Beleidigung von dem getöte-

ten Menschen zum Zorn gereizt und hierdurch auf der Stelle zur Tat hingeris-

sen worden oder liegt sonst ein minder schwerer Fall vor, so ist die Strafe 

Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren. 

 

§ 222 Fahrlässige Tötung 

Wer durch Fahrlässigkeit den Tod eines Menschen verursacht, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

 

 

§ 223 Körperverletzung 

(1) Wer eine andere Person körperlich mißhandelt oder an der Gesundheit 

schädigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe be-

straft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 

§ 224 Gefährliche Körperverletzung 

(1) Wer die Körperverletzung  

1.durch Beibringung von Gift oder anderen gesundheitsschädlichen Stoffen, 

2.mittels einer Waffe oder eines anderen gefährlichen Werkzeugs, 

3.mittels eines hinterlistigen Überfalls, 

4.mit einem anderen Beteiligten gemeinschaftlich oder 

5.mittels einer das Leben gefährdenden Behandlung 

begeht, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren, in 

minder schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 

Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 

§ 225 Mißhandlung von Schutzbefohlenen 

(1) Wer eine Person unter achtzehn Jahren oder eine wegen Gebrechlichkeit 

oder Krankheit wehrlose Person, die  

1. seiner Fürsorge oder Obhut untersteht, 

2. seinem Hausstand angehört, 

3. von dem Fürsorgepflichtigen seiner Gewalt überlassen worden oder 

4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, 

quält oder roh mißhandelt, oder wer durch böswillige Vernachlässigung sei-

ner Pflicht, für sie zu sorgen, sie an der Gesundheit schädigt, wird mit Frei-

heitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr ist zu erkennen, wenn der Täter 

die schutzbefohlene Person durch die Tat in die Gefahr  
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1. des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung oder 

2. einer erheblichen Schädigung der körperlichen oder seelischen Entwick-

lung 

bringt. 

(4) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von drei 

Monaten bis zu fünf Jahren, in minder schweren Fällen des Absatzes 3 auf 

Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen. 

 

§ 226 Schwere Körperverletzung 

(1) Hat die Körperverletzung zur Folge, daß die verletzte Person  

1.das Sehvermögen auf einem Auge oder beiden Augen, das Gehör, das 

Sprechvermögen oder die Fortpflanzungsfähigkeit verliert, 

2. ein wichtiges Glied des Körpers verliert oder dauernd nicht mehr gebrau-

chen kann oder 

3. in erheblicher Weise dauernd entstellt wird oder in Siechtum, Lähmung 

oder geistige Krankheit oder Behinderung verfällt, 

so ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren. 

(2) Verursacht der Täter eine der in Absatz 1 bezeichneten Folgen absichtlich 

oder wissentlich, so ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren. 

(3) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von sechs 

Monaten bis zu fünf Jahren, in minder schweren Fällen des Absatzes 2 auf 

Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

 

§ 227 Körperverletzung mit Todesfolge 

(1) Verursacht der Täter durch die Körperverletzung (§§ 223 bis 226) den 

Tod der verletzten Person, so ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter drei 

Jahren. 

(2) In minder schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 

zehn Jahren zu erkennen. 

 

 

§ 228 Einwilligung 

Wer eine Körperverletzung mit Einwilligung der verletzten Person vornimmt, 

handelt nur dann rechtswidrig, wenn die Tat trotz der Einwilligung gegen die 

guten Sitten verstößt. 

 

§ 229 Fahrlässige Körperverletzung 

Wer durch Fahrlässigkeit die Körperverletzung einer anderen Person verur-

sacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

§ 230 Strafantrag 

(1) Die vorsätzliche Körperverletzung nach § 223 und die fahrlässige Körper-

verletzung nach § 229 werden nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die 

Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen Interesses an 

der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten hält. Stirbt 

die verletzte Person, so geht bei vorsätzlicher Körperverletzung das Antrags-

recht nach § 77 Abs. 2 auf die Angehörigen über. 

(2) Ist die Tat gegen einen Amtsträger, einen für den öffentlichen Dienst 

besonders Verpflichteten oder einen Soldaten der Bundeswehr während der 

Ausübung seines Dienstes oder in Beziehung auf seinen Dienst begangen, so 

wird sie auch auf Antrag des Dienstvorgesetzten verfolgt. Dasselbe gilt für 

Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des 

öffentlichen Rechts. 

 

§ 323c Unterlassene Hilfeleistung 

Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not nicht Hilfe leistet, 

obwohl dies erforderlich und ihm den Umständen nach zuzumuten, insbe-

sondere ohne erhebliche eigene Gefahr und ohne Verletzung anderer wichti-

ger Pflichten möglich ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 

Geldstrafe bestraft. 


